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Übergabe des Förderbescheids durch Umweltminister Olaf Lies auf dem Branchentag 
Erneuerbare Energien 2020, stellvertretend entgegengenommen von 

Marie Kollenrott (LEE) und Dr. Peter Best (NABU)
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Interviewführung: 
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Verbandsdialog: 
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Die Projektbegleitung:  
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Mediation und Moderation: 

-
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Zusammenarbeit 
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-
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Akzeptanz   

-

Personalmangel und Fortbildungen 

-

Arten- und Klimaschutz 
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-

Flächenausweisung 

-
-

-

-

Artenschutzprogramme 

-
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Repowering

-

-

Finanzieller Ausgleich

-
-

Forschung 

-

-

-

Raumordnung 

-

-

-

Antikollisionssysteme (AKS)

-

-

Verfahrensbeschleunigung 

-
-

-

-

Fristen und Arbeitpriorisierung 

-

Mediation 

-

Die wichtigsten Ergebnisse der zweijährigen Arbeit des Projekts „Wind und Natur - Integrative Genehmigungspraxis“ in Kürze
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vor Antragstellung    frühe Beteiligung

2 761 3

9

Grundeigentümern

Poolverträge fördern 

vor Antragstellung    frühe Beteiligung

•
• Projektierer
•
•

Vorabstimmung -
-

Scoping-Termin 

-
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Einvernehmen und 
Vorhabenbezogener B-Plan

Untersuchungsumfang 

4 5 109 11

Moderation oder Mediation 

-
-

arten-
schutzfachliche Gutachten 
eine UVP

Informationsveranstaltung 
s Projekts in 

-

•
•
•
•
•
•
•
•

-

der Verwaltung

Umweltschutzverbände

Flächensicherung 

Politik
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Genehmigungsphase

10

Antrag

-

-

Vollständigkeitsprüfung

VollständigkeitsbescheinigungEingangsbestätigung

-

Fachbehördenbeteiligung 

-

-

Servicestelle-Wind

Erörterungstermin

-
-

-
-

Genehmigungsphase

Genehmigung 

Widerspruch

Mediation
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Finanzielle Beteiligung 
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-

-
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•
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Landschaftsbildersatzgeld 
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Landschaftsbildersatzgeld

-
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Finanzielle Beteiligung 
möglichst Vieler...

-

Empfehlung
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Frühzeitige Beteiligung und Kommunikation 

Frühzeitige Initiative von Projektierer*innen und 
Genehmigungsbehörde 

-

-

-

-

-
-

Informationsveranstaltungen 

Erörterungstermine 

-

-

-

Informationen aus erster Hand 

-
-

Praxisbeispiel

12

Frühzeitige, freiwillige 
Beteiligung

-

Empfehlung
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Verbesserungsvorschläge zum 
Verfahrensablauf 

Priorisierung im Arbeitsablauf 

Möglichkeiten zur frühzeitigen Abstimmung mit 
den Behörden 

• -

-
-

•

• -

-

•

-
-

•
-

Vollständigkeitserklärung 

-

-
-

-

-
kasten 

Fristanlauf gewährleisten 

-

-
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Vollständigkeitserklärung

-
-

-

-
-

nate -
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-

-

-
-

-

Baufrist verlängern 

-

-

-

Widerspruchs- und Klagefristen 

-
-

-

Nachforderungen

-

Praxisbeispiel

Rechtsmittel gegen
Vollziehbarkeit

Gemäß § 63 BImSchG haben Widersprüche und 
Klagen keine aufschiebende Wirkung. Ihre Erhe-
bung hindert den Genehmigungsinhaber somit 
nicht daran, mit dem Bau zu beginnen. Jedoch 
kann die sofortige Vollziehbarkeit der Genehmi-
gung gerichtlich nach § 80 VwGO angefochten 
werden. Dieses Rechtsmittel ist bislang nicht 
befristet, kann also noch nach dem Baubeginn 
gestellt werden.

§
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Rechtsbehelfsfristen

Im förmlichen Verfahren löst die Bekannt-
machung den Fristlauf für die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs durch Dritte aus (§ 10 Abs. 8 S. 
5 BImSchG). Gleiches gilt inzwischen auch bei 
Repowering-Vorhaben im Sinne des § 16b Abs. 
1 BImSchG, bei denen ein vereinfachtes Ver-
fahren durchgeführt wird (§ 16b Abs. 6 n.F. S. 3f, 
BImSchG). Für sonstige vereinfachte Verfahren 
(§19 BImSchG) ist die Frage des Fristanlaufs bis-
lang nicht klar geregelt.
Die Fristen beziehen sich bislang nur auf den 
Zeitpunkt des Widerspruchs. Für die Begründung 
des Widerspruchs gibt es jedoch bislang keine 
Frist. Widersprüche ohne Begründung können 
nicht sachgerecht bearbeitet werden und ver-
zögern so Verfahren unnötig.

§



Personelle Ausstattung verbessern 

-

-

-
-

Aus- und Weiterbildung stärken 

-

-

-

Personalwechsel

-

-
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Empfehlung
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Das „All-in-one-Antragsprogramm“
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Reaktionszeiten beteiligter Behörden verkürzen 

-
-

-
-

-

-
-

-

-

i
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Umgang mit Widersprüchen 

-

-

-

Mediationen durchführen 

-

-

Praxisbeispiel
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Empfehlung

Fallbeispiel 1:

-
-

-

Auswirkung
-

Praxisbeispiel



Fallbeispiel 2

-

Mediation in drei Schritten:

1. Austausch der Belange 

-

-

-

-
-

2. Bilaterale Gespräche 

-

-

3. Einigung

-

Auswirkung: -

Praxisbeispiel
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-

Trend der Flächenausweisung

-
-

-

-
-

Status der Raumordnng

-

-
-

-
-

-

-

-

aktuelle Situation
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Quelle: RROP-Entwürfe der Planungsregionen 2021/22 und



Flächenpotenziale 
in Niedersachsen

-

-
-

-

-
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Raumordnungsprogramme

4
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•
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Stand: 2022 

Stand: 2022



   Flächenziele des WindBG erreichbar machen 

-

-

-

-

-

-

-

-

Dauer der Planung muss verkürzt werden 

-
ten 

Flächenausweisung im WindBG

Windenergie bereitzustellen. Niedersachsen ist 
zur Bereitstellung von 1,7 % bis 2027 bzw. 2,2 % 

-

-
chenziele aufteilen und regionale Planungsträger 

bereitzustellen. 

Das Land muss sich umgehend für eine dieser 
beiden Varianten entscheiden, denn im Klima-
schutzgesetz ist eine verbindliche und beschleu-
nigte Planung vorgesehen. Allerdings ist der Start-
punkt 2025 zu spät. Ziel muss sein, dies sofort 
umzusetzen.

§

Windkraft-Moratorium in 
Schleswig-Holstein

-

-

i

Beispiel für lange Planung: 

-

•

•

•

•

•
-
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Praxisbeispiel
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-

Rechtssicherheit stärken

-
-

-
-

-

-

-

-

-

Planschärfe reformieren

-
-

-

-

-

-

Übergangsfristen

Wind-an-Land-Gesetz: Bis zum 1.2.2024 können 

Muster“ beschlossen werden. Die Ausschlusswir-
kung gilt, mit Ausnahme von § 16b-Repowering-
Anträgen, bis zum 31.12.27 fort. 

Für Pläne, die nach dem 01.02.24 beschlossen 
werden, gilt die Außenbereichsprivilegierung 
nach § 35 BauGB nicht mehr, sofern die Bei-
tragswerte erfüllt wurden (§ 2 49 i.V.m. § 2 
45e BauGB n.F.). Das heißt, zusätzliche lächen 

werden, indem die Gemeinde hierfür einen Be-
bauungsplan aufstellt. Eine Ausnahme gilt für § 
16b-BImSchG Repoweringanträge. Diese sind bis 
zum 31.12.2030 im Außenbereich weiter möglich. 
Wenn der Beitragswert jedoch nicht erreicht ist, 
gilt die Außenbereichsprivilegierung weiterhin 
und die Ausschlusswirkung nach § 35 (3) S. 3 
BauGB ist dagegen ungültig.

§

22

§

Laut dem Referentenentwurf des Raumordnungs-
-

scheidung, ob der Ausschluss aus tatsächlichen, 
rechtlichen oder planerischen Gründen erfolgt, 
nicht erforderlich“ ([F22] § 7 Abs. 3 S.4). Die vom 

[F13]) ist demnach nicht länger anwendbar. In 
dieser war die Unterscheidung von harten und 
weichen Tabukriterien elementar.

§
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-

-
-

-

-

-

-

-
-

-

Rotor-In/Out 

-

-

-

-

Braunschweig

-

-

-

-

-
-

Anrechenbarkeit von „Rotor-In“

§ 4 Abs. 3 nur anteilig auf Flächenziele anrechen-
bar. Fehlt die Festlegung kann per Beschluss des 
Plangebers nachträglich Rotor-Out festgelegt 
werden (§ 5 Abs 4. WindBG)

§
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Praxisbeispiel
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Militärische Belange

-

-

-

-

-

Höhenbeschränkung 

-

Flächenhemmnisse

-

-

-

Denkmalschutz 

-

-

-
-

-
-
-

-
-
-

-

Praxisbeispiel

Denkmalschutzgesetz

Im Zuge der Novellierung des nds. Klimagesetzes 
wurde folgender Satz in § 7 DSchG ND eingefügt: 

Anlagen zur Nutzung von erneuerbaren Energien 

Erscheinungsbild reversibel ist und in die denk-

wird.“ 

§
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Steuerung der Windenergie auf 
kommunaler Ebene 

Regeln für Flächenausweisung auf kommunaler 

-

-
-

-

-
-
-

-

Verantwortung der Kommunen 

-

-

-

Aufstellung von B-Plänen 

-

-

-

-

-
-

Neue Sondergebiete in den 

Kommunale Plangeber können gemäß §249 (5) 
n.F. BauGB neue Sondergebiete Windenergie im 
B-Plan festlegen, ohne dass entgegenstehende 
Festlegungen im RROP beachtet werden müssen. 
Dies gilt gem. §245e (1) n.F. BauGB sogar, wenn 
der Plan vor dem 01.02.24 rechtsgültig wurde. 

§
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Aktuell nur 0,7 % der Fläche für 
Windenergie

-

-

-

-

i



Artenschutz in der Fläche

-

-

Artenhilfsprogramme 

-

-
-

-

-
-
-

Negative Wirkung anthropogener Ursachen auf 

betreiben 

-
-

Dichtezentren 

-
-

-

-

-

-

-

-

etan 

Artenhilfsprogramm

In § 45d BNatSchG wurde die Umsetzung eines 
Nationalen Artenhilfsprogramms durch das Bun-
desamt für Naturschutz beschlossen. Wird eine 
Windenergieanlage über die artenschutzrechtliche 
Ausnahme genehmigt, so muss der Vorhabenträ-
ger Geld für die Artenhilfsprogramme zahlen. Die 
Höhe des Beitrags berechnet sich aus Anlage 2 der 
BNatSchG Novellierung.

§

Bleivergiftung 

-
-

-

Praxisbeispiel
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-

-

Avifauna 

-

Nullrisiko 

Probabilistik 

-
-

-
-

Übersicht: Vogelschutz in 
Deutschland und Europa

In Deutschland zählen alle einheimischen 
Vogelarten zu den besonders geschützten 
Arten. Darüber hinaus sind bspw. alle eruo-
päischen Greifvogelarten und Eulen streng 
geschützt. Weiterer Schutz besteht durch die 
EU-Vogelschutz-Richtlinie.

Das besondere Artenschutzrecht ist im 
-

gibt sich u. a., dass zur Minimierung eines 

durch ein geplantes Vorhaben für die betrof-
fenen Arten ggf. Schutzmaßnahmen durch-
geführt werden müssen.

§

Liste durch WEA 
tötungsgefährdeter Arten

Gesetzesnovellierung: Mit der Novellierung 
des BNatSchGs im Juli 2022 gibt es bundes-
weit erstmals eine abschließende Liste von 
durch Windenergieanlagen tötungsgefährde-
te Vögel. 

§

Allgemeines Lebensrisiko

Rechtsprechung: Auch das Bundesverwaltungs-
gericht hat im Jahr 2018 festgestellt, dass in vom 
Menschen geprägten Landschaften ein allgemei-

-
risiko herrsch

§

27



-

Nachträgliche Ansiedlung 

-

-

-

-
-

Flughöhen in der Raumnutzungsanalyse (RNA)

-
-

Wechselhorste 

-

Flugverhalten des Rotmilans

-

-

-

-

Rechtlicher Umgang mit Wechselhorsten

-

Praxisbeispiel

Praxisbeispiel
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Gutachten 

-

-

-

-

Auswahl, Standardisierung und Fortbildung  

-
-
-

-

-

-

-

-
-

-

Schutzmaßnahmen

-
-

Mahdabschaltungen 

-

-
-

-
 sind 

-

-

Bundeseinheitliche Liste für 
Schutzmaßnahmen

In der Bundesnaturschutznovelle vom 
20.07.2022 wird eine bundesweit einheitliche 
Liste (BNatSchG n.F. Anlage 1 Abschnitt 2) für 
Schutzmaßnahmen aufgeführt. Sie beinhaltet: 
Kleinräumige Standortwahl, Antikollisions-

Bewirtschaftungsereignissen, Anlage von attrak-
tiven Ausweichnahrungshabitaten, Senkung der 
Attraktivität von Habitaten im Mastfußbereich 
und Phänologiebedingte Abschaltungen.

§

Bewirtschaftungsabschaltung

Für Bewirtschaftungs-Abschaltungen (vgl. 
Infokasten Mahdabschaltung) werden in der 
BNatSchG Novelle der Zeitraum vom 01.04 bis 
31.08. im 250 m Umkreis des Mastfuß für mind. 

für mind. 48 Stunden genannt. Im ALF Nieder-
sachsen werden bisher für kollisionsgefährdete 
Vogelarten Abschaltungen für drei Tage im Um-
kreis von 100 m um den Mastfuß während der 
Brutzeit genannt.

§
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Mahdabschaltung

-
-

-

-
-

-

-

i



Antikollisionssysteme (AKS) 

-

-

-

-

-
-

-

-

-
-

-
-

Störungsverbot

-
-

-

-

-

-

Störung wild lebender Tiere

Durch  ist es 
-

schützten Arten und der europäischen Vogel-

Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszei-
ten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung 
liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer 
Art verschlechtert“.

§

Keine Regelung zum 
Störungsverbot im BNatschG

45b&c keine Regelungen bezüglich des Stö-
rungsverbots (§ 44 (1) S.1 Nr.2).

§
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Störung von Brut- und Nahrungshabitaten 

-

-

-

-

-

Gastvögel 

-

-
-

-
-

-

Schwarzstorch - Störung

-

-

-

32
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Fledermauserfassung 

-

-

-

-

-

Repowering und Fledermäuse 

-
-

-

-

33

Unabsichtliches Töten

-

-

-

-

-

Fledermäuse

-
-



Abschaltparameter bei Fledermausaktivität 

-
-

-

-

34



Artenschutzrechtliche Ausnahme ist umstritten

-

-

Artenschutzrechtliche Ausnahme  
(§ 45b Abs. 8 & 9 BNatSchG) 

-
-

-

-

-

Artenschutzrechtliche 
Ausnahme

Ausnahmetatbestände für die Artenschutz-
bestimmungen von § 44 BNatSchG. Für die 
Windenergie wurden diesbezüglich im § 45b 
gesonderte Regeln erlassen. 

§
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Erstbewertung § 45b BNatSchG

-

Grundsätzliches zu BNatSchG § 45b 

-

-
-

-

-

-

-

-

-

-

-



-

-

-

-

Zumutbarkeitsschwelle (§ 45b Abs. 6 und 9 
BNatSchG)

-
-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Zumutbarkeit 
artenschutzrechtlicher 
Nebenbestimmungen 

In § 45b Abs.6 S.1 Nr.1 BNatSchG gilt für Stand-
orte, je nachdem ob sie über oder unter einer 
Standortgüte von 90 % gemäß § 36h EEG liegen, 
unterschiedliche Zumutbarkeiten von arten-
schutzrechtlichen Nebenbestimmungen. Für 
ertragsreiche Standorte liegt die Zumutbarkeits-
schwelle bei 8 % Ertragsverlust, für normale 
Standorte bei 6 % Ertragsverlust.

§

36



-

-

-

Abweichende Tabukriterien für 
Repowering-Standorte 

-

-

Unkritische Repowering-Standorte

-

• -

•

-

•
-

•
-
-

-

• -
-
-

-

• -

•
-
-
-

• -

• -

-

Überschwemmungsgebiete sind 
für WEA nutzbar

der Raumplanung pauschal mit Verweis auf das 
Wasserhaushaltsgesetzt § 78 Abs. 4 als Windge-
biete ausgeschlossen. Jedoch ermöglicht 
§ 78 Abs. 5 Ausnahmen vom Bauverbot, sofern 
die Hochwasserrückhaltung nur unwesentlich 
beeinträchtigt wird, der Rückhalteraum aus-
geglichen wird und das Vorhaben hochwasser-
angepasst ausgeführt wird. Alle drei Bedingun-
gen sind bei Windenergieprojekten technisch 
erfüllbar.

§

37

Landschaftschutzgebiete

§



Kritische Repowering-Standorte 

-

•

• -

-

•

•

-

Umgang mit Bestandswindparks 
in Ausschlussgebieten

-

38



-

-

-

-

Umgang mit Ausgleichsmaßnahmen 

-
-

-

-

§ 45c BNatSchG 

-
-

-
-

-

-

-
-

-

-

Neuregelung Repowering

§

Erfolg von 
Ausgleichsmaßnahmen 
bedroht Repowering

-
-

-

-

BeispielPraxisbeispiel
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artenschutzrechtlich 
irrelevanter
Höhenbereich

artenschutzrechtlich 
relevanter
Höhenbereich

e

artenschutzrechtlich irrelevante

artenschutzrechtlich relevante



Daten für den Wissensaufbau nutzen

Forschung und Wissensaufbau statt Worst-Case-
Szenarien  

-

-

-
-

-
-

-

-

Empfehlungen bezüglich des
Datenmanagements

Zusammenführung von Daten aus Gutachten 

-
-

-

-

-

Verhalten von Rotmilanen in der Umgebung 
ihres Horstes 

-
-

-
-

Flughöhe 

-

-

Erkennbare Rotorgeschwindigkeit 

-

-

41

Verhalten verschiedener Arten



Liste windkraftsensibler Vogelarten (§ 44 (1) S.1 
Nr.1 BNatSchG)

-

-
-

-
-

42

Grundlegendes zum
Wanderfalken

-
-
-

-

i

-

-

-

-

-

-
-

-

Der Standort in Gütersloh eignet sich daher für ein 
Forschungsprojekt, um die Windkraftsensibilität 
von Wanderfalken genauer zu untersuchen. Die 
Vorhaben, die momentan am Wanderfalken zu 
scheitern drohen, könnten in das Forschungsvor-
haben eingebunden werden, um auch die Erkennt-
nisse zum Flugverhalten der Wanderfalken mit 
natürlichen Nistplätzen zu berücksichtigen.
Das Wind und Natur Team hatte Interesse an 
einem Forschungsprojekt geweckt. Bei einem 

-
ger*innen, eine Gutachterin, das Naturschutzteam 
Gütersloh und Forschende zusammen, um die 

einer Forschungsinitiative zu erörtern. Das Ergeb-
nis ist, Forschung ist nötig und das Verhalten von 
Wanderfalken mit natürlichen Nistplätzen sollte 
Bestandteil des Forschungsdesigns sein. Es sind 
Behörden mit in die Forschung einzubeziehen, um 
Genehmigungen mit Forschungszielen als Modell-
projekt ermöglichen zu können.

  Forschungsbedarf am Beispiel des Wanderfalke

Praxisbeispiel

Umsetzung von neuen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen



Projektleiterin
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-

-

-

-

-

   
-

-

-
-

-

-
-

-

-

-

Julia Stock
Projektleiterin

Projektreferentin ProjektreferentinProjektreferent Projektreferentin
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Akteure in einem Genehmigungsverfahren  Wird eine 

Antragskonferenz
-

-

Ausschlusswirkung -

Avifaunistische Untersuchung

Barotraumarisko
-

BImSchG-Genehmigungsantrag
-

-

BImSchG- Genehmigungsverfahren 

B-Plan/Bebauungsplan
-

Bürgerenergiegesellschaft -

EliA Programm

Erörterungstermin -
-

Förmliches Verfahren -

F-Plan/Flächennutzungsplan

Genehmigungsbehörde
-

Gutachter/Gutachterbüros
-

-

Harte und weiche Tabukriterien -

-

Horst

-

Landschaftsbildersatzgeld

Mahdabschaltungen

Mediation

Nachforderung

Ökopool
-

Phänologiebedingte Abschaltung -

-

Planungsschärfe 

-

Pool-Vertrag -

Projektierer -

Raumordnung -

Raumordnungsverfahren -
-

Rechtsmittelbelehrung

Repowering

Rotor-In/Rotor-Out -

Runder Tisch

Schlaggefährdung 

Scoping-Termin

Sofortvollzugsbescheid

Standortgüte

-
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-

Substanzieller Raum 

-

Tötungsgefährdet -

Umzingelnde Wirkung
-

UVP/Umweltverträglichkeitsprüfung -

Vereinfachtes Verfahren

Vollständigkeitserklärung
-

Vorhabenträger

Widerspruch -
-

Windpark

9. BImSchV

ALF

BfN 
BimSchG
BNatSchG
B-Plan
BWE
DSchG ND
EEG
ELiA -

EuGH
FFH-Richtlinie
F-Plan
GW
HPA
i.V.m
LBP
LEE

LK
LROP
LSG 
MU

MW
n.F. 

NABU

Nieders./nds.
NKlimaG
NLT
NLWKN

NROG

NSG 
NSO
OVG
R-Fläche
R-Plan
RNA
ROG
ROG-Entwurf

RROP
SSH
UNB
WEE
WindAL 
WindBG 
WuN
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Quellen Genehmigung 

[G1]

-
-

[G2] 
-

[G3]

-
-

[G4]

-

[G5] -

-
-

Quellen Fläche 

[F1] -

[F2] 

[F3]

[F4] 

[F5]

[F6] 

[F7] 

[F8] 

[F9] 

[F10] 

[F11] 

-

[F12] 

-

[F13] 

[F14] 

[F15] 

[F16] -

[F17] 

[F19] 

[F20] -

[F21] -
-

[F22] -

[F23] 

[F24] 

[F25] -

-

[F26] 

[F27] 

[F28]

[F29] -

-
-

[F31] 

[F32] 
-

-

[F33] 

-

-

[F34] 

[F35] 

[F36] -

Quellen Artenschutz 

[Ar1] 

-

[Ar2] -

-
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[Ar3] 

[Ar4] 
-

[Ar5] -
-

-

[Ar6] 
-

[Ar7] 
-

-

[Ar8] -

[Ar9] -

-

[Ar10] 

-
-

[Ar11] 
-

-

[Ar13]

[Ar14] -

-

[Ar15] -
-

[Ar16] 

[Ar17] 

[Ar18] 
-

[Ar19] 
-

-

[Ar20] -

-
-

[Ar21]

[Ar22] 

Quellen Repowering 

[R1] 

Quellen Forschungsbedarf und Wissensaufbau  

[Fo1] 

[Fo2]

[Fo3] 
-

[Fo4] 

[Fo5] 
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